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TOP 28: Jetzt Winternotprogramm für Obdachlose auf den Weg bringen (Drs. 19/1028) 

 

 

Wolfgang Baasch 

Es muss unser Ziel sein, dass alle Menschen eine Wohnung haben  

 

Es ist beschämend, dass in Deutschland Menschen wohnungslos sind. Das heißt, es gibt 

Menschen, die keinen Mietvertrag, keine Wohnung haben oder die kurz vor der Zwangsräumung 

stehen bzw. wegen vieler anderer Schwierigkeiten in ihrem Leben auf der Straße leben müssen. 

Wenn wir über Wohnungslosigkeit sprechen, sprechen wir mittlerweile von ca. 1 Million 

Menschen, die in Deutschland keine eigene Wohnung haben - so die aktuelle Prognose der BAG 

Wohnungslosenhilfe e.V.  Das heißt, diese Menschen leben  in Notunterkünften oder in 

Sammelunterkünften, in billigen Hotels, auf der Straße oder retten sich bei Freunden von Couch 

zu Couch. Und darum muss es unser Ziel sein, dass alle Menschen eine Wohnung haben. Dass 

die Menschen ihre eigene Wohnung haben, in der sie sich sicher und zu Hause fühlen können. 

Darum unterstützt die SPD auch die Volksinitiative des Sozialverbandes und des Mieterbundes 

Schleswig-Holstein, die das Recht auf angemessenen Wohnraum in unserer Landesverfassung 

festschreiben möchte. Dieser dann auch festgeschriebene politische Wille und der Bau von 

Wohnungen mit sozialer Bindung sind die Antwort auf das Marktversagen im Wohnungsbereich.  

Wir müssen dem Marktversagen sowie dem Missbrauch durch Spekulationen, der Überbelegung 

und Verwahrlosung von Wohnraum sowie der Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt 

entschieden entgegentreten.  

Die Vermeidung und den Abbau von Wohnungslosigkeit gilt es zum zentralen politischen 

Handeln aller Akteure in der Kommune, im Land und im Bund zu machen. Menschen mit 
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vielschichtigen Problemlagen wie einer Suchterkrankung oder einer psychischen Erkrankung, 

Menschen mit finanziellen Schwierigkeiten zum Beispiel mit Mietschulden brauchen dabei 

besondere Hilfe. Ohne niedrigschwellige Beratungs- und Hilfsangebote werden diese Menschen 

gezwungen, von einem Not-Asyl ins nächste Not-Asyl zu wechseln. Und die steigende 

Überschuldung in Schleswig-Holstein wird auch zu einer Verschärfung im Bereich des 

Wohnungsmarktes führen. Denn wer überschuldet ist, kann oft zuerst seine Miete nicht mehr 

bezahlen. Um die Beratungs- und Hilfsangebote zu stärken, hat die SPD-Landtagsfraktion für 

den Haushalt 2018 bereits eine Aufstockung der Wohnungslosenhilfe auf über 1 Million Euro 

beantragt. Wir wollten den entsprechenden Haushaltstitel von 682.000 Euro um 400.000 Euro 

auf Grund der steigenden Zahlen von Wohnungslosen in Schleswig-Holstein erhöhen. Leider 

wurde dieser, unser, Haushaltsantrag abgelehnt. Aber die Erkenntnis ist jetzt auch bei Jamaika 

gereift, dass für 2019 die Wohnungslosenhilfe verstärkt werden muss. Der Beleg findet sich auch 

heute in dem vorgelegten Alternativantrag der Koalitionsfraktionen wieder. Damit wurde eins zu 

eins unser Haushaltsantrag von vor einem Jahr aufgegriffen. Dem werden wir natürlich 

zustimmen. Gut, dass unsere sozialdemokratische Initiative von Jamaika umgesetzt wird.  

Den Ursprungsantrag der AFD lehnen wir ab. Eine Partei, die eine irrationale Angst vor 

Überfremdung und den Verlust einer angeblich deutschen Identität produziert und mit 

rassistischem Gedankengut Menschen in schlechter oder besser einteilt, kann über kein soziales 

Gewissen verfügen. Eine Partei, die sonst den Rückzug des Sozialstaates fordert, gibt sich mit 

dem Ursprungsantrag einen vermeintlich sozialen Anstrich.   

 


